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§ 7 
Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung 

§ 7 
Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung 

 

[…] […] 

(7)  Bei Kraftfahrzeugen mit Verbrennungsmotoren und extern 
aufladbare Hybridelektrofahrzeugen sind die Anschaffungs- und 
Kraftstoffkosten abweichend von Absatz 1 bis zu einem in folgender 
Tabelle bestimmten Anteil abzusetzen: 

siehe Gesetzespaket S. 649ff. 

Für Elektrofahrzeuge gem. § 6 Abs. 1 Nr. 4 gilt folgende Tabelle 
entsprechend: 

siehe Gesetzespaket S. 654 

 

 § 7d 
Erhöhte Absetzungen für Klimaschutzinvestitionen 

 

 (1) Bei abnutzbaren beweglichen und unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, bei denen die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 vorliegen (Klimaschutzinvestitionen), können abweichend 
von § 7 im Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung bis zu 60 
Prozent und in den folgenden Wirtschaftsjahren bis zur vollen Absetzung 
jeweils bis zu 10 Prozent der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abgesetzt werden. 2Nicht in Anspruch genommene erhöhte Absetzungen 
können innerhalb der Restnutzungsdauer nachgeholt werden. 

(2) Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 1 können nur in Anspruch 
genommen werden, wenn 

1. die Wirtschaftsgüter zu einem inländischen Betriebsvermögen des 
Steuerpflichtigen gehören, 

2. die Wirtschaftsgüter nach dem 31. Dezember 2021 angeschafft 
oder hergestellt worden sind, 

3. die Wirtschaftsgüter auch dem Klimaschutz dienen im Sinne des 
Absatzes 3 und 

4. die von der Landesregierung bestimmte Stelle bescheinigt, dass 
die Wirtschaftsgüter zu dem in 

Nummer 3 bezeichneten Zweck bestimmt und geeignet sind. 

(3) Die Wirtschaftsgüter dienen dem Klimaschutz, wenn durch ihre 
Verwendung Treibhausgasemissionen im Sinne des § 2 Nr. 2 des Bundes-
Klimaschutzgesetzes (KSG) in seiner jeweils gültigen Fassung nicht nur 
unerheblich vermieden oder reduziert werden. Dies ist dann gegeben, 
wenn die Wirtschaftsgüter den Vorgaben des Klimaschutzprogramms im 
Sinne des § 9 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) in seiner jeweils 
gültigen Fassung entsprechen. 

 



(4) Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 1 können bereits für 
Anzahlungen auf Anschaffungskosten und für Teilherstellungskosten in 
Anspruch genommen werden. § 7a Absatz 2 ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass die Summe der erhöhten Absetzungen 60 Prozent der 
bis zum Ende des jeweiligen Wirtschaftsjahres insgesamt aufgewendeten 
Anzahlungen oder Teilherstellungskosten nicht übersteigen darf. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf nach dem 31. Dezember 2021 
entstehende nachträgliche Herstellungskosten bei Wirtschaftsgütern, die 
vor dem 1. Januar 2022 angeschafft oder hergestellt worden sind, mit 
folgender Maßgabe entsprechend anzuwenden: Im Wirtschaftsjahr der 
Fertigstellung der nachträglichen Herstellungsarbeiten können erhöhte 
Absetzungen bis zur vollen Höhe der nachträglichen Herstellungskosten 
vorgenommen werden. 

(6) Steuerpflichtige, die nach dem 31. Dezember 2021 durch Hingabe 
eines Zuschusses zur Finanzierung von Klimaschutzinvestitionen ein 
Recht auf Mitbenutzung dieser Wirtschaftsgüter erwerben, können bei 
diesem Recht abweichend von § 7 erhöhte Absetzungen nach Maßgabe 
des Absatzes 1 bzw. 4 vornehmen. Die erhöhten Absetzungen können nur 
in Anspruch genommen werden, wenn der Empfänger den Zuschuss im 
selben oder nachfolgenden Kalenderjahr zur Finanzierung der 
Anschaffung oder Herstellung der Wirtschaftsgüter oder der 
nachträglichen Herstellungsarbeiten bei den Wirtschaftsgütern verwendet 
und dem Steuerpflichtigen dies nachweist. 

 § 7l 
Sonderabschreibung für Maßnahmen zur Steigerung der 

Energieeffizienz 

 

 Bei Wirtschaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den 
Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich erfahrungsgemäß auf 
einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt, können die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten abweichend von § 7 Abs. 1 Satz 1 
bereits im ersten Jahr vollständig abgesetzt werden, sofern die Investition 
als Maßnahme zur Steigerung der Energieeffizienz getätigt wurde. 

 

§ 8 
Einnahmen 

§ 8 
Einnahmen 

 

(1) Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und 
dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 bis 7 zufließen. Zu den Einnahmen in Geld gehören auch 
zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, 
Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten. Satz 2 
gilt nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Absatz 1 
Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllen. 

(2) Einnahmen, die nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, Waren, 
Dienstleistungen und sonstige Sachbezüge), sind mit den um übliche 
Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreisen am Abgabeort anzusetzen. 

(1) Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen und 
dem Steuerpflichtigen im Rahmen einer der Einkunftsarten des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 bis 7 zufließen. Zu den Einnahmen in Geld gehören auch 
zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, 
Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten. Satz 2 gilt 
nicht bei Gutscheinen und Geldkarten, die ausschließlich zum Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen berechtigen und die Kriterien des § 2 Absatz 1 
Nummer 10 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erfüllen. 

(2) Einnahmen, die nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, Waren, 
Dienstleistungen und sonstige Sachbezüge), sind mit den um übliche 
Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreisen am Abgabeort anzusetzen. 

 



Für die private Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs zu privaten Fahrten 
gilt § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 entsprechend. 

[…] 

Für die private Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs zu privaten Fahrten 
gilt § 6 Absatz 1 Nummer 4 Satz 2 entsprechend. Die private Nutzung eines 
betrieblichen Kraftfahrzeugs zu privaten Fahrten ist für jeden 
Kalendermonat mit 

a) 1 Prozent der tatsächlichen Anschaffungskosten zuzüglich 

b) 0,06 Prozent der CO2-Emissionen in Gramm pro Kilometer für 
jeden privat gefahrenen Kilometer und 0,001 Prozent der tatsächlichen 
Anschaffungskosten für jeden privat gefahrenen Kilometer anzusetzen, 
sofern der Empfänger des Kraftfahrzeugs die Treibstoffkosten für die 
private Nutzung nicht selbst trägt; dabei gelten 75 Prozent der als ein 
Zwölftes der Jahresgesamtfahrleistung berechneten monatlichen 
Gesamtfahrleistung als private Nutzung; Satz 5 bleibt unberührt 

[…] 

§ 9 
Werbungskosten 

§ 9 
Werbungskosten 

 

(1) Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einnahmen. Sie sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der 
sie erwachsen sind. Werbungskosten sind auch 

1. Schuldzinsen und auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende 
Renten und dauernde Lasten, soweit sie mit einer Einkunftsart in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 2Bei Leibrenten kann nur der Anteil 
abgezogen werden, der sich nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb ergibt; 

2. Steuern vom Grundbesitz, sonstige öffentliche Abgaben und 
Versicherungsbeiträge, soweit solche Ausgaben sich auf Gebäude oder auf 
Gegenstände beziehen, die dem Steuerpflichtigen zur Einnahmeerzielung 
dienen; 

3. Beiträge zu Berufsständen und sonstigen Berufsverbänden, deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist; 

4. Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte im Sinne des Absatzes 4. […] 
 
 
 
 
 
 

[…] 

(1) Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einnahmen. Sie sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie 
erwachsen sind. Werbungskosten sind auch 

1. Schuldzinsen und auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende 
Renten und dauernde Lasten, soweit sie mit einer Einkunftsart in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 2Bei Leibrenten kann nur der Anteil 
abgezogen werden, der sich nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb ergibt; 

2. Steuern vom Grundbesitz, sonstige öffentliche Abgaben und 
Versicherungsbeiträge, soweit solche Ausgaben sich auf Gebäude oder auf 
Gegenstände beziehen, die dem Steuerpflichtigen zur Einnahmeerzielung 
dienen; 

3. Beiträge zu Berufsständen und sonstigen Berufsverbänden, deren 
Zweck nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist; 

4. Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte im Sinne des Absatzes 4. Diese sind nur zu 
ersetzen, falls ein Haushalt unzumutbar hoch durch sie belastet wird. Die 
Zumutbarkeit orientiert sich an den steuerlichen Regeln zu 
außergewöhnlichen Belastungen im Sinne des § 33 Abs. 2 dieses 
Gesetzes. Übersteigen die Aufwendungen diese Grenze, kann der 
darüberhinausgehende Betrag als außergewöhnliche Belastung nach den 
nachfolgenden Voraussetzungen geltend gemacht werden. […] 

[…] 

 

§ 9a 
Pauschbeträge für Werbungskosten 

§ 9a 
Pauschbeträge für Werbungskosten 

 



Für Werbungskosten sind bei der Ermittlung der Einkünfte die folgenden 
Pauschbeträge abzuziehen, wenn nicht höhere Werbungskosten 
nachgewiesen werden: 

1.a) von den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit vorbehaltlich 
Buchstabe b: 

 ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1 000 Euro; 

b) von den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit, soweit es sich um 
Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 Absatz 2 handelt: 

 ein Pauschbetrag von 102 Euro; 

2.  (weggefallen) 

3. von den Einnahmen im Sinne des § 22 Nummer 1, 1a und 5: 

 ein Pauschbetrag von insgesamt 102 Euro. 

Der Pauschbetrag nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b darf nur bis zur Höhe 
der um den Versorgungsfreibetrag einschließlich des Zuschlags zum 
Versorgungsfreibetrag (§ 19 Absatz 2) geminderten Einnahmen, die 
Pauschbeträge nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 3 dürfen 
nur bis zur Höhe der Einnahmen abgezogen werden. 

Für Werbungskosten sind bei der Ermittlung der Einkünfte die folgenden 
Pauschbeträge abzuziehen, wenn nicht höhere Werbungskosten 
nachgewiesen werden: 

1.a) von den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit vorbehaltlich 
Buchstabe b: 

 ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1 0001 800 Euro; 

b) von den Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit, soweit es sich um 
Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 Absatz 2 handelt: 

 ein Pauschbetrag von 102183,60 Euro; 

2.  (weggefallen) 

3. von den Einnahmen im Sinne des § 22 Nummer 1, 1a und 5: 

 ein Pauschbetrag von insgesamt 102 Euro. 

Der Pauschbetrag nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b darf nur bis zur Höhe 
der um den Versorgungsfreibetrag einschließlich des Zuschlags zum 
Versorgungsfreibetrag (§ 19 Absatz 2) geminderten Einnahmen, die 
Pauschbeträge nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 3 dürfen nur 
bis zur Höhe der Einnahmen abgezogen werden. 

 

§ 13 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

§ 13 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 

 

(1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind 

1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Weinbau, Gartenbau und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile 
mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen. 2Zu diesen Einkünften gehören auch die 
Einkünfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 20 Hektar  nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar  nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 

für die nächsten 20 Hektar  nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 

für die nächsten 50 Hektar  nicht mehr als 3 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche  nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regelmäßig landwirtschaftlich 
genutzten Fläche erzeugt oder gehalten werden. 3Die Tierbestände sind nach 
dem Futterbedarf in Vieheinheiten umzurechnen. 4§ 51 Absatz 2 bis 5 des 
Bewertungsgesetzes ist anzuwenden. 5Die Einkünfte aus Tierzucht und 
Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Unternehmer 
(Mitunternehmer) anzusehen sind, gehören zu den Einkünften im Sinne des 
Satzes 1, wenn die Voraussetzungen des § 51a des Bewertungsgesetzes 

(1) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind 

1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Weinbau, Gartenbau und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile 
mit Hilfe der Naturkräfte gewinnen. 2Zu diesen Einkünften gehören auch die 
Einkünfte aus der Tierzucht und Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 20 Hektar  nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar  nicht mehr als 7 Vieheinheiten, 

für die nächsten 20 Hektar  nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 

für die nächsten 50 Hektar  nicht mehr als 3 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche  nicht mehr als 1,5 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regelmäßig landwirtschaftlich genutzten 
Fläche erzeugt oder gehalten werden. 3Die Tierbestände sind nach dem 
Futterbedarf in Vieheinheiten umzurechnen. 4§ 51 Absatz 2 bis 5 des 
Bewertungsgesetzes ist anzuwenden. 5Die Einkünfte aus Tierzucht und 
Tierhaltung einer Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Unternehmer 
(Mitunternehmer) anzusehen sind, gehören zu den Einkünften im Sinne des 
Satzes 1, wenn die Voraussetzungen des § 51a des Bewertungsgesetzes 

 



erfüllt sind und andere Einkünfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft 
zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören; 

2. Einkünfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung (§ 62 
Bewertungsgesetz); 

3. Einkünfte aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Landwirtschaft 
oder einer Forstwirtschaft im Zusammenhang steht; 

4. Einkünfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossenschaften und 
ähnlichen Realgemeinden im Sinne des § 3 Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes. 

 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

[…] 

(3)  Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft werden bei der Ermittlung 
des Gesamtbetrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit sie den Betrag 
von 900 Euro übersteigen. Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die Summe der 
Einkünfte 30 700 Euro nicht übersteigt. 3Im Fall der Zusammenveranlagung 
von Ehegatten verdoppeln sich die Beträge der Sätze 1 und 2. 

 
 

 

 
 

 
 

erfüllt sind und andere Einkünfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu 
den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören; 

2. Einkünfte aus sonstiger land- und forstwirtschaftlicher Nutzung (§ 62 
Bewertungsgesetz); 

3. Einkünfte aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb einer Landwirtschaft 
oder einer Forstwirtschaft im Zusammenhang steht; 

4. Einkünfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubgenossenschaften und 
ähnlichen Realgemeinden im Sinne des § 3 Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes.  

Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Weinbau, 
Gartenbau und aus allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit 
Hilfe der Naturkräfte gewinnen. Zu diesen Einkünften gehören auch 
Einkünfte aus der Tierhaltung und Tierzucht, wenn in dem Betrieb 

a) ein Viehbesatz von 1,5 Großvieheinheiten pro Hektar, berechnet 
nach dem Umrechnungsschlüssel in Anlage 1 zum Bewertungsgesetz, 
nicht überschritten wird, 

b) der Futterbedarf des Tierbestandes weit überwiegend aus den auf 
der Betriebsfläche erzeugten Futtermittel gedeckt wird und 

c) im Rahmen der Tierhaltung nicht mehr Düngemittel entstehen, als 
die zu der Betriebsfläche gehörenden Böden aufnehmen können. Als 
nicht zur Betriebsfläche gehören gelten von Dritten genutzte Flächen, 
auch wenn der Betriebsinhaber dort Dung aufbringen darf. 

Unbeschadet der vorstehenden Voraussetzungen setzt die Haltung von 
Wiederkäuer die eigene Grünlandbewirtschaftung voraus. Die Einkünfte 
aus landwirtschaftlicher Tierzucht und Tierhaltung einer Gesellschaft, bei 
der die Gesellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind, 
gehören auch dann zu den Einkünften im Sinne des Satzes 1, wenn die 
Voraussetzungen des § 51a des Bewertungsgesetzes erfüllt sind und 
andere Einkünfte der Gesellschafter aus dieser Gesellschaft zu den 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft gehören 

[…] 

(3)  Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft werden bei der Ermittlung 
des Gesamtbetrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit sie den Betrag von 
900 Euro übersteigen. Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn die Summe der 
Einkünfte 30 700 Euro nicht übersteigt. Im Fall der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten verdoppeln sich die Beträge der Sätze 1 und 2. Satz 1 ist nicht 
anzuwenden, wenn 

1. die Summe der Einkünfte 30 700 Euro nicht übersteigt, 

2. dem Steuerpflichtigen Einkünfte aus gewerblicher Tierzucht oder 
Haltung zuzurechnen sind oder 

3. der Steuerpflichtige im Veranlagungszeitraum an einer 
Kapitalgesellschaft wesentlich beteiligt war, die Tierzucht oder 
Tierhaltung betreibt und dabei die Grenzen des Absatzes 1 Nr. 1 Satz 2 
überschreitet oder die weiteren Voraussetzungen nicht erfüllt.  



 
 

 
 

[…] 

Das gilt nicht für den Freibetrag nach Satz 1, wenn der Ehegatte die 
Voraussetzungen des Satz 2 Nr. 2 und 3 erfüllt. 

[…] 

§ 13a 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach 

Durchschnittssätzen 

§ 13a 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach 

Durchschnittssätzen 

 

(1) Der Gewinn eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ist nach den 
Absätzen 3 bis 7 zu ermitteln, wenn 

1. der Steuerpflichtige nicht auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
verpflichtet ist, für den Betrieb Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse 
zu machen und 

2. in diesem Betrieb am 15. Mai innerhalb des Wirtschaftsjahres Flächen 
der landwirtschaftlichen Nutzung (§ 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a des Bewertungsgesetzes) selbst bewirtschaftet werden und 
diese Flächen 20 Hektar ohne Sondernutzungen nicht überschreiten und 

3. die Tierbestände insgesamt 50 Vieheinheiten (§ 13 Absatz 1 Nummer 
1) nicht übersteigen und 

4. die selbst bewirtschafteten Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung 
(§ 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Bewertungsgesetzes) 50 
Hektar nicht überschreiten und 

5. die selbst bewirtschafteten Flächen der Sondernutzungen (Absatz 6) 
die in Anlage 1a Nummer 2 Spalte 2 genannten Grenzen nicht überschreiten. 

Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn nur Sondernutzungen bewirtschaftet 
werden und die in Anlage 1a Nummer 2 Spalte 2 genannten Grenzen nicht 
überschritten werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Betrieb im 
laufenden Wirtschaftsjahr im Ganzen zur Bewirtschaftung als Eigentümer, 
Miteigentümer, Nutzungsberechtigter oder durch Umwandlung übergegangen 
ist und der Gewinn bisher nach § 4 Absatz 1 oder 3 ermittelt wurde. Der 
Gewinn ist letztmalig für das Wirtschaftsjahr nach Durchschnittssätzen zu 
ermitteln, das nach Bekanntgabe der Mitteilung endet, durch die die 
Finanzbehörde auf den Beginn der Buchführungspflicht (§ 141 Absatz 2 der 
Abgabenordnung) oder auf den Wegfall einer anderen Voraussetzung des 
Satzes 1 hingewiesen hat. Der Gewinn ist erneut nach Durchschnittssätzen zu 
ermitteln, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 wieder vorliegen und ein 
Antrag nach Absatz 2 nicht gestellt wird. 

[…] 

(1) Der Gewinn eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ist nach den 
Absätzen 3 bis 7 zu ermitteln, wenn 

1. der Steuerpflichtige nicht auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
verpflichtet ist, für den Betrieb Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse zu 
machen und 

2. in diesem Betrieb am 15. Mai innerhalb des Wirtschaftsjahres Flächen 
der landwirtschaftlichen Nutzung (§ 160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe 
a des Bewertungsgesetzes) selbst bewirtschaftet werden und diese Flächen 20 
Hektar ohne Sondernutzungen nicht überschreiten und 

3. die Tierbestände insgesamt 50 Vieheinheiten (§ 13 Absatz 1 Nummer 
1) nicht übersteigen und die Besatzquote im Betrieb 1,5 GV/Hektar nicht 
übersteigt und 

3a der Futterbedarf des Tierbestandes weit überwiegend durch die 
auf der Betriebsfläche erzeugten Futtermittel gedeckt wird und 

3b die zu der Betriebsfläche gehörenden Böden die im Rahmen der 
Tierhaltung entstehenden Düngemittel aufnehmen können, wobei der Teil 
der Fläche, der von Dritten genutzt wird nicht in die Betrachtung einfließt 
und 

4. die selbst bewirtschafteten Flächen der forstwirtschaftlichen Nutzung (§ 
160 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Bewertungsgesetzes) 50 
Hektar nicht überschreiten und  

5. die selbst bewirtschafteten Flächen der Sondernutzungen (Absatz 6) 
die in Anlage 1a Nummer 2 Spalte 2 genannten Grenzen nicht überschreiten. 

Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn nur Sondernutzungen bewirtschaftet 
werden und die in Anlage 1a Nummer 2 Spalte 2 genannten Grenzen nicht 
überschritten werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn der Betrieb im 
laufenden Wirtschaftsjahr im Ganzen zur Bewirtschaftung als Eigentümer, 
Miteigentümer, Nutzungsberechtigter oder durch Umwandlung übergegangen 
ist und der Gewinn bisher nach § 4 Absatz 1 oder 3 ermittelt wurde. Der 
Gewinn ist letztmalig für das Wirtschaftsjahr nach Durchschnittssätzen zu 
ermitteln, das nach Bekanntgabe der Mitteilung endet, durch die die 
Finanzbehörde auf den Beginn der Buchführungspflicht (§ 141 Absatz 2 der 
Abgabenordnung) oder auf den Wegfall einer anderen Voraussetzung des 
Satzes 1 hingewiesen hat. Der Gewinn ist erneut nach Durchschnittssätzen zu 

 



ermitteln, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 wieder vorliegen und ein 
Antrag nach Absatz 2 nicht gestellt wird. 

[…] 

§ 35c 
Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen 

Wohnzwecken genutzten Gebäuden 

§ 35c 
Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen 

Wohnzwecken genutzten Gebäuden 

 

(1) Für energetische Maßnahmen an einem in der Europäischen Union 
oder dem Europäischen Wirtschaftsraum belegenen zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten eigenen Gebäude (begünstigtes Objekt) ermäßigt 
sich auf Antrag die tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen 
Steuerermäßigungen, im Kalenderjahr des Abschlusses der energetischen 
Maßnahme und im nächsten Kalenderjahr um je 7 Prozent der Aufwendungen 
des Steuerpflichtigen, höchstens jedoch um je 14 000 Euro und im 
übernächsten Kalenderjahr um 6 Prozent der Aufwendungen des 
Steuerpflichtigen, höchstens jedoch um 12 000 Euro für das begünstigte 
Objekt. Voraussetzung ist, dass das begünstigte Objekt bei der Durchführung 
der energetischen Maßnahme älter als zehn Jahre ist; maßgebend hierfür ist 
der Beginn der Herstellung. Energetische Maßnahmen im Sinne des Satzes 1 
sind: 

1. Wärmedämmung von Wänden, 

2. Wärmedämmung von Dachflächen, 

3. Wärmedämmung von Geschossdecken, 

4. Erneuerung der Fenster oder Außentüren, 

5. Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsanlage, 

6. Erneuerung der Heizungsanlage, 

7. Einbau von digitalen Systemen zur energetischen Betriebs- und 
Verbrauchsoptimierung und 

8. Optimierung bestehender Heizungsanlagen, sofern diese älter als zwei 
Jahre sind. 

 
 

Zu den Aufwendungen für energetische Maßnahmen gehören auch die 
Kosten für die Erteilung der Bescheinigung nach Satz 7 sowie die Kosten für 
Energieberater, die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) als fachlich qualifiziert zum Förderprogramm „Energieberatung für 
Wohngebäude (Vor-Ort-Beratung, individueller Sanierungsfahrplan)“ 
zugelassen sind, wenn der Energieberater durch den Steuerpflichtigen mit der 
planerischen Begleitung oder Beaufsichtigung der energetischen Maßnahmen 
nach Satz 3 beauftragt worden ist; die tarifliche Einkommensteuer vermindert 
sich abweichend von Satz 1 um 50 Prozent der Aufwendungen für den 
Energieberater. Die Förderung kann für mehrere Einzelmaßnahmen an einem 
begünstigten Objekt in Anspruch genommen werden; je begünstigtes Objekt 

(1) Für energetische Maßnahmen an einem in der Europäischen Union 
oder dem Europäischen Wirtschaftsraum belegenen zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten eigenen Gebäude (begünstigtes Objekt) ermäßigt sich auf Antrag die 
tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen Steuerermäßigungen, 
im Kalenderjahr des Abschlusses der energetischen Maßnahme und im 
nächsten Kalenderjahr um je 7 Prozent der Aufwendungen des 
Steuerpflichtigen, höchstens jedoch um je 14 000 Euro und im übernächsten 
Kalenderjahr um 6 Prozent der Aufwendungen des Steuerpflichtigen, 
höchstens jedoch um 12 000 Euro für das begünstigte Objekt. Voraussetzung 
ist, dass das begünstigte Objekt bei der Durchführung der energetischen 
Maßnahme älter als zehn Jahre ist; maßgebend hierfür ist der Beginn der 
Herstellung. Energetische Maßnahmen im Sinne des Satzes 1 sind: 

1. Wärmedämmung von Wänden, 

2. Wärmedämmung von Dachflächen, 

3. Wärmedämmung von Geschossdecken, 

4. Erneuerung der Fenster oder Außentüren, 

5. Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsanlage, 

6. Erneuerung der Heizungsanlage, 

7. Einbau von digitalen Systemen zur energetischen Betriebs- und 
Verbrauchsoptimierung, und 

8. Optimierung bestehender Heizungsanlagen, sofern diese älter als zwei 
Jahre sind. Und 

9. Umbaumaßnahmen im Zusammenhang mit der Umstellung auf 
leitungsgebundene Wärmeversorgung. 

Zu den Aufwendungen für energetische Maßnahmen gehören auch die Kosten 
für die Erteilung der Bescheinigung nach Satz 7 sowie die Kosten für 
Energieberater, die vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
als fachlich qualifiziert zum Förderprogramm „Energieberatung für 
Wohngebäude (Vor-Ort-Beratung, individueller Sanierungsfahrplan)“ 
zugelassen sind, wenn der Energieberater durch den Steuerpflichtigen mit der 
planerischen Begleitung oder Beaufsichtigung der energetischen Maßnahmen 
nach Satz 3 beauftragt worden ist; die tarifliche Einkommensteuer vermindert 
sich abweichend von Satz 1 um 50 Prozent der Aufwendungen für den 
Energieberater. Die Förderung kann für mehrere Einzelmaßnahmen an einem 
begünstigten Objekt in Anspruch genommen werden; je begünstigtes Objekt 
beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40 000 Euro. Voraussetzung 

 



 

beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40 000 Euro. Voraussetzung 
für die Förderung ist, dass die jeweilige energetische Maßnahme von einem 
Fachunternehmen ausgeführt wurde und die Anforderungen aus der 
Rechtsverordnung nach Absatz 7 erfüllt sind. Die Steuerermäßigungen 
können nur in Anspruch genommen werden, wenn durch eine nach amtlich 
vorgeschriebenem Muster erstellte Bescheinigung des ausführenden 
Fachunternehmens nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen der Sätze 
1 bis 3 und die Anforderungen aus der Rechtsverordnung nach Absatz 7 dem 
Grunde und der Höhe nach erfüllt sind. 

(2) Die Steuerermäßigung nach Absatz 1 kann nur in Anspruch 
genommen werden, wenn der Steuerpflichtige das Gebäude im jeweiligen 
Kalenderjahr ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken nutzt. Eine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken liegt auch vor, wenn Teile einer zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wohnung anderen Personen unentgeltlich zu 
Wohnzwecken überlassen werden. 

[…] 

für die Förderung ist, dass die jeweilige energetische Maßnahme von einem 
Fachunternehmen ausgeführt wurde und die Anforderungen aus der 
Rechtsverordnung nach Absatz 7 erfüllt sind. Die Steuerermäßigungen können 
nur in Anspruch genommen werden, wenn durch eine nach amtlich 
vorgeschriebenem Muster erstellte Bescheinigung des ausführenden 
Fachunternehmens nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen der Sätze 1 
bis 3 und die Anforderungen aus der Rechtsverordnung nach Absatz 7 dem 
Grunde und der Höhe nach erfüllt sind. 

(2) Die Steuerermäßigung nach Absatz 1 kann nur in Anspruch genommen 
werden, wenn der Steuerpflichtige das Gebäude im jeweiligen Kalenderjahr 
ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken nutzt oder für Gewerbezwecke 
selbst nutzt. Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt auch vor, wenn 
Teile einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung anderen Personen 
unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen werden. 

[…] 

§ 52 
Anwendungsvorschriften 

§ 52 
Anwendungsvorschriften 

 

[…] 

(21) (weggefallen) 
 

 
 

[…] 

[…] 

(21) (weggefallen)§ 13 Abs. 1 Nr. 1 ist erstmals für das Wirtschaftsjahr 
anzuwenden, dass nach dem 31. Dezember 20XX beginnt. 

(21a)  § 13 Abs. 3 ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 20XX 
anzuwenden. 

[…] 

 

§ 57 
Besondere Anwendungsregeln aus Anlass der Herstellung der 

Einheit Deutschlands 

§ 57 
Besondere Anwendungsregeln aus Anlass der Herstellung der 

Einheit Deutschlands 

 

[…] 

(2) Die §§ 7b und 7d dieses Gesetzes sowie die §§ 81, 82d, 82g und 82i 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung sind nicht auf Tatbestände 
anzuwenden, die in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet verwirklicht worden sind. 

[…] 

[…] 

(2) Die §§ 7b und 7d dieses Gesetzes sowie die §§ 81, 82d, 82g und 82i 
der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung sind nicht auf Tatbestände 
anzuwenden, die in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
verwirklicht worden sind. 

[…] 

 


